
hiıch all Ca  3 Pray together: that, whether today Sa y ‚ Yes‘ ‚N:
Nay ll be given mutual forbearance, humility before God, otf frankly beyond-
this-world‘ kind“ vgl Church TLımes VO Maı 19/:4; 1)

U „Church Tımes“ VO: 28 April 1972: 11
House ot Bishops: für, das Schema (Mehrheit 85%); House of

Clergy: 152 für, das Schema (Mehrheit 65,52%); House of Laity: 147 für,
5/ das Schema (Mehrheit, 62,82 %) Vgl „Church Times“ VO: Maı IGZZ.

11 Dıie 1n der Presse gelegentlich aufgetauchte Vermutung, da{fß Dr. Ramsey nach
der negatıven Abstimmung VO:  e} seiınem Amt Zzurücktreten werde, wurde noch

Maı 1972 VO  > dem Erzbischot selbst dementiert: } accustomed repOrts that
would resiıgn result of adverse Vote But st1l] 1n possess10n of

faculties, and here work“ „Church Times“ VO Maı 1972
„Chur: Times“ VO Maı 19/2, Vgl auch den Leitartikel „No eed

despaır“ ın der „Church Tımes“ VO: Maı 1972
Der erweıterte Unionsvorschlag des Erzbischofs von Canterbury wurde schon 1n

Buchanan, Mascall, Packer, Bischof VO  3 VWillesden, Growiıing into
Union. Proposals tor forming unıted Church ın England (SPCR), London 1970,
gemacht. Vgl hıerzu ermann Vogt, Anglikanisch-methodistische Union 1n England?,
1n C)kumenische Rundschau (A9ZU): 315

Lord Fisher of Lambeth chreibt Februar 1972 1n der „Church Times“:
©M .5} the Anglican-Methodist scheme, It W as sa1ıd that, it the scheme WEerTr«c be
rejected, the whole 1SS10N of the Church would be set back INan y an perhaps
INany decades. chould SayYy, the CONTrarY, that deliverance from 1ts threats of
constitutional unıfication 2A5 the goal ot the Church Miılitant would Set the Church of
England and the Anglıcan Communion free seek witch glad hearts an single minds
full communıo0n wıth Our neighbours of the Methodiıist, Roman Catholic AN! Ortho-
dox World Communions“ S 12)

Vgl ermann Vogt, 2.4.0 311 un: Anm

Die UN-Konferenz für Handel und Entwicklung
un die Kirchen

Dıie Forderung nach Mitbestimmung
Dıie UN-Konferenz für Handel und Entwicklung( 1n Santiago

hat ıne NEUEC Stufe 1m soz1alen Konflikt zwischen den Natıonen markiert. Dıe
Stufe WAar der Ruf der 50er Jahre nach Hılte. In der zweıten Stufe wurde

der Akzent auf den Handelsbereich verlagert. „TIrade NOT aid“, autete
die neue Formel,;, dıe darauf hınweisen sollte, daß der Schaden durch vorent-
altene weltwirtschaftliıche Chancen mi1t Entwicklungshilfe nıemals wiıeder gut-
zumachen se1 Nun deutet sıch ıne dritte Stufe Sıe 1St MmMi1t der Forderung
nach weltwirtschaftlicher Mitbestimmung charakterisiert. Be1i dieser Mitbestim-
mungsforderung treften siıch radikale un emäßigte Strömungen. Dıie Radi-
kalen gehen davon Aus, dafß ıhre Zukunft nı VO:  a der Gutmütigkeit der Indu-
strıienatıonen abhängig gemacht werden dartf Zukunft 1sSt NUr durch ENTISPTE-
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chende Machtpositionen gewährleistet. Die Gemäßigten gehen davon Aaus, dafß
der Vorsprung der Industrienationen nıcht aufgeholt werden kann, da{fß die
soziale luft siıch bıs AB Jahre 2000 vergrößern wird un: da{fß sıch bereits VOI-
teilte ökonomische Chancen nıcht 1mM wesentlichen Umfange wieder umverte1-
len lassen. Sıe Sagchn: „Wenn schon ıne Utopie 1St; auf ıne Umverteilung

hofften, wollen WIr durch Mitbestimmung doch miıindestens ıne sozıale
Verwaltung VO  3 Reichtum anstreben, verhindern, da{fß die Reichen iıhren
Reichtum als Wafte uns mıßbrauchen.“ Wiährend dıe handelspolitischen
Forderungen die Entwicklungsländer WESCH ıhrer unterschiedlichen Interessen
tIrennNCN, 1St die Mitbestimmungsforderung das einz1ıge Instrument, s1e einıgen
und dıe unterschiedlichsten polıtischen Intentionen üundeln.

Dıie Zuspitzung des soz1alen Konfliktes auf iıne Auseinandersetzung Mıt-
bestimmungsrechte wırd durch folgende Vorgänge sıgnalısıert:

Dıie Krise die Weltwährung hat den Entwicklungsländern gezeligt, da{fß
s1e ohne Mitbestimmun srechte ohnmächtige Zuschauer eines Geschehens sınd,
bei dem Sanz wesent ıch ıhre Zukunftschancen geht Sıe tordern deshalb
eine ANSCEMESSCNE Vertretung 1im Zehnerklub un: ıne Neuverteilung der
Stimmrechte 1m ınternationalen Währungsfonds. Sıe lassen sıch durch Zu-
geständnisse 1ın Detaıils nıcht mehr VO  w} der Mitbestimmungsforderung abbringen.

Aus der UNGTAD:; die bisher nıchts anderes 1St als die Klagemauer der
Entwicklungsländer, oll ein Juristisch verbindliches Verhandlungsforum g-
acht werden. Diese Absıcht wurde bereits VOT ein1gen Jahren verfolgt, als
Nan der Charta der Menschenrechte iıne Charta der Entwicklungsrechte die
Seite tellen wollte. Diese Forderung hat gleich Begınn der Konferenz der
chilenische Staatspräsiıdent Allende wieder aufgegriffen und bekräftigt, un
auch die Grufßfßbotschaft des chinesischen Premiers TIschou En-lai bezog sıch auf
diese Miıtbestimmun sforderung. Er hat s$1e allerdings VO  - der Mitbestimmungder ökonomisch 15wachen auf die polıtisch schwachen Kleinstaaten AausSs-
gzeweıtet.

Dıie Volksrepublik Chıina efindet sıch 1n eınem Zielkonflikt. Einerseıts
hat S1e früher 1n Djakarta das Gebäude für ıne egen-UNO errichten lassen
un die UNCTAD als unwürdiıge Bettlerkonferenz bezeichnet, andererseits
nımmt sS1e N1U:  . selbst der Konferenz teil, aut diesem Wege die begehrteSprecherrolle der Entwicklungsländer erhalten. Mırt der Mitbestimmungs-
orderung kann s1e die Industrienationen einem trotzıgen Neın zwıngen und

die Hınhaltetaktik minimaler Zugeständnisse 1m Handelsbereich eenden. Miırt
dieser Forderung und LUr mit diıeser kann S1e gleichzeitig revolutionäre un
evolutionäre Strömungen der Entwicklungsländer einer einzıgen ewegung
zusammenbinden. Zur eıit bemührt sS$1e sıch noch Aufnahme 1n die „Gruppeder FA Entwicklungsländer, 1n€ bessere Ausgangsposıtion bekommen.
Es oibt Entwicklungsländer, die das csehr ungsern sehen, weıl S$1e befürchten, die
Entwicklungsländer würden durch die Radıiıkalität dieses Giganten gespalten.

Die Industrienationen werden vermutlich den Zehnerklub auf Mitglie-der aufstocken un den Entwicklungsländern Stimmen gyeben, während sie
selbst 1 Stimmen behalten werden. Das werden die Entwicklungsländer noch
nıcht als Gleichberechtigung akzeptieren. Darüber hinaus stellen sS1ie fest, daß
die eigentlichen handelspolitischen Entscheidungen auf die 1973 geplanten
GATT-Runden verlagert worden sınd. Dıiıe Zoll- un Handelsabkommen des
GAÄATT haben n ihrer Meistbegünstigungsklauseln den Industrienationen
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größere Vorteile gebracht als den Entwicklungsländern. Dıie Verlagerungder eigentlichen Handelsentscheidungen auf das AT zeıgt den Entwicklungs-ländern, dafß die UNCTAD, be1 der S1e stiımmenmäfßig überlegen sind, VO'  - den
Industrienationen als Plattform nıcht akzeptiert iSt. Der Streıt, ob AT oder
UNCTAD Plattform se1ın soll,; 1St etztlich eın Streıit Mitbestimmungsrechte
bzw. die Frage, ob die Entwicklungsländer Objekte oder Subjekte der
Weltwirtschaft sind.

Dıiıese durch die Mıtbestimmungsforderung herbeigeführte Akzentverlage-
Iung der entwicklungspolitischen Auseinandersetzung hat Konsequenzen für
die europäÄiısche Gemeinschaft. Wenn künftig Staaten eiıne erwel-

europäische Gemeinschaft assoz11ert werden, dann MU: das mehr se1ın als
die Sıcherung traditioneller Einflußsphären oder die Sıcherung der Rohstof-
VEISOTSUNG der EW Dann kann das auch nıcht bedeuten, daß drei Wırt-
schaftsmächte die Wirtschaftspolitik für weıtere Industrienationen un: für
4SSOZ1l1erte Staaten machen. Als Nyerere sıch die Assozıuerung aussprach,
Wr ıhm bewußt, daß die Zuordnung ZUuUr EW nıchts anderes bedeuten wiırd
als die Tatsache, daß die Entwicklungsländer Ergänzungswirtschaften der In-
dustrienationen bleiben, durch gegenseıit1ige Zuordnung ine eigene Wırt-
schaftsgemeinschaft aufzubauen. In Santıago zeichnet sıch ab, daß die Asso-
zıerungs olitık der europäıschen Gemeinschaft, das Selbstverständnis, das
Europa abei entwickelt, un die Rolle, die den Assozuerten ZUgEMULTLET wird,
erheblichen weltpolitischen Sprengstoff enthalten ann Die entscheidende Fragewiıird ın naher Zukunft die se1N, ob die europäische Gemeinschaft den SSO-
z1lerten Entwicklungsländern wıne Subjektrolle gESTALTLELT oder ob sı1e ihnen
weiterhin ıne Objektrolle ZUmMUufiet.

ı88 Entwicklungspolitik wird Innenpolitik
Bereıts auf den ökumenischen Weltkonterenzen in Uppsala und Montreux

un: verstärkt auf der UN-Konferenz 1n Santı1ago haben die Entwicklungslän-der sehr nachhaltig verstehen gegeben, daß S1e 1Ur einen Entwicklungsbegriftakzeptieren können, der die Industrienationen als entwicklungs- un: reform-
bedürftig mMiıt einbezieht. Wır sınd, SCNH s1€e, auf den ZugangMärkten miıt unNseren Produkten angewiesen. Entwicklungspolitik hat eshalb
notwendigerweise iınnenpolıtische Konsequenzen für die Industrienationen. Dıiıe
rage nach dem entwicklungskonformen Verhalten VO'  - Privatınvestitionen,
Probleme der Milıtärhilfe, Zollpolitik, die nıchttariflichen Handelshemmnisse,
Fragen des Patentrechtes, der Personal- un: Kapıtalflucht, die Gefährdung der
Weltwährung durch die Wohlstandskosten der Industrienationen un die Be-
seıt1gung VO'  w} indirekter Rassendiskriminierung durch Wırtschaftsbeziehungen,das alles kann nıcht ohne erhebliche innenpolitische Konsequenzen geregeltwerden. Biısher War Außenpolitik ımmer ne nach außen gekehrte Innenpolitik.Daß die Innenpolitik 1U  - wne nach ınnen gekehrte Außenpolitik wenı1gstensteilweise werden soll; darauf sınd WIr nıcht vorbereitet. Dıiıe EW ISt kon-
strulert worden, daß S1e den Binnenproblemen der Mitgliedsländer gerechtwird. Nun findet S1e sıch als weltpolitischer Faktor VOTr, der sıch nıcht mehr NUur

seiınen Bınnenproblemen oriıentieren kann. Dıie nationalen Regierungenhaben keine Kompetenzen geschaffen, die innenpolitischen Konsequenzender Entwicklungspolitik vertreten. Die Kirchen haben große un Jeistungs-
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fähige Hıltswerke gebaut, die bıs autf die Werbung auf dem Spendenmarkt
Zanz nach außen Orjentiert sind. Selbst das, W as s1e 1M Inneren tun, nämli:
Werbung und Bewußtseinsbildung, dient dazu, die Aufmerksamkeıt nach
draußen lenken. 1le Themen, die 1n Santıago verhandelt werden, estellen
uns jedoch etztlich VOTr die Frage, ob WIr den Entwicklungsbegriff der 550er
Jahre beibehalten wollen oder ob WIr iıhn adurch erganzen wollen, da{fß WIr
Entwicklungspolitik auch als Innenpolitik verstehen. Es handelt sıch also nıcht

ine Alternatıve dem, W as bisher erfolgreich wurde, sondern
eiıne notwendige Erganzung.

Wır benötiıgen datür keine Institutionen. Wır brauchen 1Ur AUS den
traditionellen Themenkatalogen der kircheneigenen Sozialınstitute das heraus-
zustreichen, W as VO  3 anderen Organısationen innenpolitisch bereits mehr oder
weniger ausreichend Vertretfen wird. Es ware ohnehin Aufgabe dieser Institutio-
NeN, antizıpatorisch denken, das geist1g vorwegzunehmen, W as auf
uUuNnseiIe Gesellschaft zukommt, un! nıcht bei dem stehenzubleiben, W as gestern
einmal wichtig WAar.

Was 1St 1U  w tun”? Die Soz1alinstitute und Akademien könnten sich den
Nahtstellen 7zwischen Entwicklungspolitik und eigener Strukturreform engagıe-
ren Wenn s1ie siıch dafür interessieren, miıt welchen Zulassungsbedin —-

gCcn die Aussteller au den Entwicklungsländern als den SOgeENANNTLECN Nıe N1Z-
preisländern VO!]  - den deutschen Messen ferngehalten werden, ware das mehr
1mM Interesse der Entwicklungsländer als manches Projekt 1n Übersee.

Wenn S1e sıch daraut vorbereıten würden, sachkundige Gesprächspartner für
solche Branchen werden, die durch die Konkurrenz der Entwicklungsländer
schrumpfen und VOTL schwierigen Umstellungsaufgaben stehen, könnten sS1€ 1m
Sınne einer politischen Diakonie VOTL wirtschaftsnationalistischer Ideologiebil-
dung durch die Verbandsfunktionäre bewahren helfen. Sıe könnten und muüß-
ten versuchen, die Arbeitnehmer VOL einer heftigen Reaktion gegenüber den
Entwicklungsländern bewahren, die ıhre Arbeitsplätze bedrohen, und ihnen
eutlich machen, daß 1ne traditionell arbeitsintensive Fertigung auch dann be-
droht ware, wenn keine Entwicklungsländer yäbe.

Dıie Kirchen müßten sıch der Diskussion ıne Neuordnung des Ent-
Wicklungshilftesteuergesetzes beteilıgen. Wır stellen nämlich dem Antırassımus-
Programm der Okumene Ananzıiıelle Mittel Z Verfügung, subventionıeren
aber als Steuerzahler gleichzeit1g mıit öfftentlichen Mitteln Privatınvestitionen
1in Angola, Mozambique und Rhodesıen, efinden u11s also 1iın eiınem direkten
Widerspruch zahlreichen Resolutionen der Vereıinten Natıonen.

Zu den Entwicklungsprojekten, dıe WIr 1 Inland realisıeren hätten, g-
hört die Mitarbeıit bzw polıtische Durchsetzung eiıner arbeitsıntensıven
Technik.

In Santıago 1St ımmer wiıeder auf die drohende Beschäftigungslosigkeit hın-
gewıesen worden. Diese wird ZU 'Teıl dadurch hervorgeruten, da WIr ıne
Technik exportieren, die für die europäische Arbeitsmarktlage konzıpiert 1St.
hre Freisetzungseftekte sollen die knappen Arbeitskräfte einsparen helfen. In
den Entwicklungsländern waren jedoch Arbeitskräfte, VO  w denen viele
x1bt, durch ine arbeitsintensıve Technik einzusetzen. In England z1ibt einen
Beratungsdienst für die technische Ausstattung VO  w} Investitionen 1n Entwick-
lungsländern. Es ware die Frage, ob nıcht möglich ware, die Inıtıiatıve
ÜAhnlichen Einrichtungen als sinnvolles Entwicklungsprojekt aufzufassen.
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Dıie Kırchen haben 1mM Rahmen der personellen Hılfe un durch die Mıs-sıonsgesellschaften Erfahrungen 1n der interkulturellen usammenarbeit. Es
ware sınnvoll, diese Erfahrungen den Technikern Zur Verfügung stellen,die 1m Rahmen der Wırtschaft 1n den Entwicklungsländern tätıg werden, damitS1e 1n die Lage werden, den Mıtarbeıter, der eiıner unNns remden Kulturangehört, nehmen und tatsächlich entwicklungspädagogische Impulseweıiterzugeben. Wenn ine Akademie sıch auf entsprechende Kurse spezıalisie-
Ien würde, Wware das sıcher eın siınnvolles Entwicklungsprojekt.Die Erfahrung zeıgt, daß die Entwicklungsländer sehr zurückhaltend aufHandelsdiskriminierungen reagıeren. Sıe befürchten, daß die mächtigen Inter-essenverbände iıhnen polıtische Schwierigkeiten bereiten, wWwenn sie eiınen Kon-fliıkt riskieren. Es würde ZUr Entwicklungspolitik 1M Bereich der Innenpolitikgyehören, wenn zwischen den Entwicklungsländern und einer kirchlichen Anlauf-stelle Vertrauen aufgebaut werden könnte, mıiıt Sachverstand und poli-tischem Takt ihre Handelsprobleme flankierend unterstützen.

Wıird dann nıcht die Entwicklungspolitik, die bisher VO:  } der gesellschaft-lichen Diskussion gelebt hat, 1n die Anonymıiıtät entlassen? Bedeutet die Euro-päaısıerung der Entwicklungspolitik Blockpolitik gegenüber den Entwicklungs-ländern? Bedeutet S1e ıne Bürokratisierung, die kein Engagement mehr auf-kommen 1äfßt? Ist mi1it iıhr der Lernprozeiß der Industrienationen beendet?Welche institutionellen Garantıen sınd denkbar, da ine europäiısche Entwick-lungspolitik nıcht doch wieder Außen- bzw. Wırtschaftspolitik mıiıt anderenMıtteln wird? Die Entnationalisierung der Entwicklungspolitik 1St siıcher 1nvieler Hınsıcht eın Fortschritt. Doch leiben Fragen often, die noch VOL derGipfelkonferenz der zehn Regierungschefs beantwortet se1ın ollten
Klaus Lefringhausen

Wortlaut der Konkordie reformatorischer Kirchen
1n Europa

Die dieser Konkordie zustiımmenden lutherischen, reformierten und AUSıhnen hervorgegangenen unlıerten Kırchen SOW1e die ıhnen verwandtenvorreformatorischen Kiırchen der Waldenser und der Böhmischen Brüderstellen auf Grund ıhrer Lehrgespräche sıch ein gemeınsames Ver-ständnis des Evangeliums fest, das iıhnen Kirchengemeinschaft ermöglıicht.Sıe leiten dabei ihr Verständnis der Kırchengemeinschaft VO  w} den refor-matorischen Kriıterien her Demnach VE für die wahre Einheit der Kırchedie Übereinstimmung 1n „der rechten Lehre des Evangelıiums“ un 1in„der rechten Verwaltung der Sakramente“ notwendig und ausreichend;denn die Kırche 1St allein auf Jesus Christus gegründet, der s1e durchseine Zuwendung ın der Verkündigung und 1ın den Sakramenten sammeltund sendet.
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